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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 

Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat 
betreffend Europäisches Soziaibudget 


1. Folgemaßnahmen 

zum ersten Europäischen Sozialbudget (1970-1975) 

Die Kommission hat gemäß dem vom Rat auf seiner 
Tagung vom 9. November 1972 erteilten Mandat dem 
Rat am 4. Dezember 1974 das erste Europäische So- 
zialbudget übermittelt. Dieses in Verbindung mit 
den Regierungssachverständigen erstellte Budget 
erfaßte den Zeitraum 1970-1975 und enthielt einen 
rückblickenden Teil (1970—1972) und einen voraus- 
schauenden Teil (1973-1975). Es war nach der vom 
Rat im November 1970 zugrunde gelegten Betrach- 
tungsweise konzipiert worden, wonach „mit dem 
Europäischen Sozialbudget keine für die Mitglied- 
staaten verbindlichen politischen Ziele festgelegt 
werden sollen". Es sollte nur ein Tatsachendokument 
darstellen, in dem statistische Angaben über die 
Ausgaben betreffend die soziale Sicherheit und 
ganz allgemein für sämtliche für die Sozialpolitik 
wichtigen Bereiche zusammengefaßt sind; es sollte 
mittelfristige Voraus Schätzungen auf der Grundlage 
der in diesen verschiedenen Bereichen im Augen- 
blick der Aufstellung des Europäischen Sozialbudgets 
bestehenden Gesetzgebung enthalten. 

Aus den Diskussionen - im ersten Quartal 1975 - 
innerhalb der Gruppe „Sozialfragen" des Rates erga- 
ben sich nachstehende Schlußfolgerungen: 

Die Kommission wird die Daten für das Jahr 1975 
auf den neuesten Stand bringen; diese Maßnahme 
kann als ein Teil des für die erste Phase erteilten 
Mandats angesehen werden; 

in Anbetracht der geäußerten Vorbehalte wird eine 
Entscheidung über die Veröffentlichung des auf den 
neuesten Stand gebrachten Dokuments ausgesetzt, 
jedoch kann die Kommission diesbezügliche Kon- 
takte zu den Delegationen, die diese Vorbehalte 
eingelegt haben, aufnehmen, um für die betreffenden 
Probleme geeignete Lösungen zu finden; 

was die späteren Phasen betrifft, so bleiben unbe- 
schadet des Mandats, das bereits erteilt wurde, um 
die Einbeziehung der Berufsbildung für Erwachsene 
und des sozialen Wohnungsbaus in das Sozialbudget 
zu prüfen, alle Möglichkeiten offen, und der Rat 
wird später anhand der Kommissionsvorschläge, ins- 
besondere unter Berücksichtigung des von der Kom- 
mission im September 1972 vorgelegten Arbeitspro- 


gramms Dok. R/1 900/72 (SOG 193) darüber entschei- 
den. 

Der Vorsitzende stellte fest, daß sich alle Delegatio- 
nen und der Vertreter der Kommission mit den unter 
den ersten beiden Gedankenstrichen wiedergegebe- 
nen Beratungsergebnissen einverstanden erklären 
konnten. 

Was die Beratungsergebnisse unter dem dritten Ge- 
dankenstrich betrifft, so stellte eine Delegation fest, 
daß das derzeitige Mandat über eine etwaige Aus- 
dehnung des Budgets für eine Beurteilung der vom 
europäischen Sozialbudget angestrebten Ziele nicht 
aus reiche. 

Die Dienststellen der Kommission brachten den Be- 
schluß über die Revision des ersten Europäischen 
Sozialbudgets - dessen überarbeiteter Text im ersten 
Quartal 1976 vorliegen dürfte - zur Anwendung und 
beriefen gleichzeitig mehrmals Sitzungen (im Fe- 
bruar, April und Juni 1975) mit den Regierungssach- 
verständigen ein, um die Zielsetzungen des Euro- 
päischen Sozialbudgets (siehe 11.) festzulegen und 
die Leitlinien zur Ausarbeitung eines Mandats für 
das zweite Europäische Sozialbudget (siehe IIL) vor- 
zubereiten. 

IL Zielsetzung des Europäischen Sozialbudgets 

Die Dienststellen der Kommission legten in der 
j Sitzung der Regierungssachverständigen im Juni 
I 1975 unter Berücksichtigung der schriftlichen und 
I mündlichen Bemerkungen der einzelnen Delegatio- 
! nen ihren Standpunkt über die Zielsetzungen dar, 
denen das Europäische Sozialbudget gerecht werden 
müßte. 

Die Verwirklichung dieser Ziele kann nur etappen- 
weise im Rahmen der künftigen Sozialbudgets er- 
folgen. 

I a) Das erste Ziel des Europäischen Sozialbudgets 
I besteht darin, eine Quelle zur quantitativen In- 
formation über die verflossene und künftige 
mittelfristige Entwicklung der Sozialausgaben in 
den einzelnen sozialpolitischen Bereichen und 
der zur Gewährleistung ihrer Deckung ange- 
wandten Finanzierung zu sein. 

Die Verwirklichung eines solchen Ziels ist eine 
schwierige und langwierige Aufgabe: 
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i) - sie setzt auf europäischer Ebene die Erfas- 
sung vergleichbarer Statistiken in einer gan- 
zen Reihe von sozialen Bereichen voraus, in 
denen dies noch nicht getan wurde: Berufs- 
ausbildung, sozialer Wohnungsbau, Steuer- 
vergünstigungen zu sozialen Zwecken, Ver- 
mögensbildung, Erziehung usw, . . . ; 

ii) - sie setzt auch die Berücksichtigung - neben 
den laufenden Ausgaben - der vermögens- 
wirksamen Ausgaben (in Form von Investi- 
tionen) voraus. Das erste Europäische Sozial- 
budget (1970-1975) umfaßte nur die laufen- 
den Ausgaben (und ihre Finanzierung) in den 
nachstehenden Sektoren: 

— die soziale Sicherheit, 

— die freiwilligen Arbeitgeberleistungen, 

— die Leistungen für Opfer von politischen 
Ereignissen und Naturkatastrophen, 

— die Sozialhilfe, 

d. h. einzig und allein den „sozialen Schutz". 
Zur Zeit sind dies die einzigen Sektoren, in 
denen ein hoher Vergleichbarkeitsgrad durch 
die Arbeiten des Statistischen Amtes, die 
„Sozialkonten", die sich über fast zehn Jahre 
erstrecken, erreicht werden konnte,* 

iii) - sie schließt auch eine verstärkte Vergleich- 
barkeit der im Europäischen Sozialbudget 
übernommenen einzelstaatlichen Voraus- 
schätzungen und daher - wenn nicht gemein- 
same, so doch wenigstens mehr aneinander 
angeglichene - Methodologien für Voraus- 
schätzungen in sich ein (hierüber sind Arbei- 
ten innerhalb einer Gruppe unabhängiger 
Sachverständiger im Gange); 

iiii) - selbst wenn alle diese Erweiterungen und 
Verbesserungen am derzeitigen Europäischen 
Sozialbudget vorgenommen würden, bliebe 
es noch immer nur eine Quelle zur quanti- 
tativen Information, die es ermöglicht, die 
Entwicklung der sozialen Rechtsvorschriften, 
insbesondere des sozialen Schutzes, und die 
sich durch diese Entwicklung stellenden vor 
allem finanziellen Probleme zu messen, nicht 
aber die Ursachen für diese Entwicklung zu 
ermitteln. 

Es ist daher notwendig, es durch eine Analyse 
des jeweiligen Einflusses der Faktoren, die die 
Entwicklung der Ausgaben bedingen, zu ergän- 
zen, um die Gründe für die Abweichungen oder 
die Konvergenz der Entwicklung in Erfahrung zu 
bringen. 


b) Bereits die Angaben unter a) lassen klar erken- 
nen, daß das Sozialbudget von einem gewissen 
Entwicklungsstadium an schon ein Hilfsinstru- 
ment für die Beschlußfassung werden kann. 
Wenn es sämtlichen zuvor geplanten Ausrichtun- 
gen gerecht wird, wird es zu einem Entschei- 
dungsinstrument von noch besserer Qualität so- 
wohl auf einzelstaatlicher als auf Gemeinschafts- 
ebene. 

Die Vorausschätzungen, die es enthält und die 
darin der Hauptbestandteil sind, zeigen die Pro- 
bleme auf, die sich durch die unterschiedliche 
oder gleiche Entwicklung der Ausgaben und Ein- 
nahmen im sozialen Bereich bei gleichbleibender 
Gesetzgebung stellen. 

Diese Probleme werden anschließend gemeinsam 
geprüft, wobei jeder Mitgliedstaat angibt, wie 
die Probleme, mit denen er konfrontiert wird, 
bereits angegangen wurden oder gelöst werden 
sollen. Auf diese Weise kann jeder Mitgliedstaat 
und die Kommission Nutzen aus diesen Erfah- 
rungen und auch die Konsequenzen hinsichtlich 
der anderen Aspekte der Sozialpolitik einerseits 
und der anderen Politiken, insbesondere hinsicht- 
lich der Wirtschafts- und Steuerpolitik anderer- 
seits ziehen. 

Wie bereits hervorgehoben wurde, wird die Ver- 
wirklichung dieser Ausrichtungen nur allmählich 
auf der Grundlage der aus den nächsten Europäi- 
schen Sozialbudgets gewonnenen Erfahrungen 
und durch deren Prüfung erfolgen können. 

III. Leitlinien für das 

zweite Europäisdie Sozialbudget 

Ebenso wie für das erste Europäisdie Sozialbudget 
sollen die Vorausschätzungen des zweiten Sozial- 
budgets bei gleichbleibender Gesetzgebung und 
unter Verwendung einer Reihe wirtschaftlicher und 
demographischer Parameter erstellt werden. 

1. Das zweite Europäische Sozialbudget wird sich 
wie das erste Sozialbudget auf den derzeitigen 
Inhalt der Sozialkonten beschränken, der dem 
des sozialen Schutzes entspricht, 

Begründung 

Für den Augenblick und unabhängig von dem 
Wunsch nach Ausdehnung des Bereichs der Un- 
tersuchung können nur für den Bereich des sozia- 
len Schutzes auf der Grundlage der Sozialkosten 
des Statistischen Amtes der Europäischen Ge- 
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meinschaften hinreichend zuverlässige Vergleiche 
angestellt werden. 

2. Gleichzeitig mit der Vorbereitung des zweiten 
Europäischen Sozialbudgets werden Arbeiten 
unternommen, um den Bereich der homogenisier- 
ten Statistik auf andere Sektoren der sozialen 
Aktion auszudehnen. Diese Erweiterung wird 
sich mit Vorrang auf die Berufsausbildung Er- 
wachsener und den sozialen Wohnungsbau er- 
strecken, wo seit mehreren Jahren Arbeiten auf 
Gemeinschaftsebene in Angriff genommen wor- 
den sind. 

Es wäre wünschenswert, daß diese Arbeiten in- 
nerhalb von zwei Jahren abgeschlossen werden, 
um ihre Einbeziehung in ein späteres Europäi- 
sches Sozialbudget zu ermöglichen. 

Begründung 

Sowohl in dem Mandat des Rates vom Novem- 
ber 1972 als in der Entschließung des Rates vom 
Januar 1974 wurde die Ausdehnung des Euro- 
päischen Sozialbudgets auf andere Sektoren als 
den sozialen Schutz, insbesondere auf die Berufs- 
ausbildung Erwachsener und den sozialen Woh- 
nungsbau, erwähnt. 

3. Das Europäische Sozialbudget wird die Voraus- 
schätzungen für den Zeitraum 1976 bis 1980 und 
- für die Vergangenheit - den Zeitraum 1970 bis 
1975 umfassen. Bezugsjahr ist das Jahr 1975. 

Begründung 

Wie sich übrigens bei der Erstellung des ersten 
Europäischen Sozialbudgets gezeigt hat, dürfte es 


mit Rücksicht auf die erforderlichen Fristen für 
die Vorausschätzungsarbeiten auf einzelstaat- 
licher Ebene und ihre Auswertung auf Gemein- 
schaftsebene zweckmäßig sein, Vorausschätzun- 
gen für drei Jahre („kurz "-mittelfristig) auszu- 
schalten und einen Horizont von fünf Jahren zu 
berücksichtigen. Außerdem muß eine gewisse 
Parallelität zwischen den mittelfristigen sozialen 
Vorausschätzungen und den mittelfristigen wirt- 
schaftlichen Vorausschätzungen (4. Programm für 
die mittelfristige Wirtschaftspolitik) gewahrt 
bleiben. 

Das Jahr 1975 wurde als Bezugsjahr mit Rück- 
sicht darauf ausgewählt, daß mit den Arbeiten 
für das zweite Europäische Sozialbudget nicht 
vor Ende des zweiten Quartals 1976 wirklich 
gründlich begonnen wird und daß zu diesem 
Zeitpunkt allgemeine vorläufige Daten für 1975 
verfügbar sein werden. 

4. Die Europäischen Sozialbudgets sollen im Prinzip 
alle zwei Jahre erstellt werden. Dieser Grund- 
satz wird vom zweiten Europäischen Sozialbudget 
an Anwendung finden. 

Begründung 

Angesichts des derzeitigen Umfangs der Arbei- 
ten sowohl der einzelstaatlichen Delegationen als 
der Kommissionsdienststellen zur Erstellung eines 
Sozialbudgets dürfte es in absehbarer Zeit kaum 
möglich sein, alljährlich ein Europäisches Sozial- 
budget zu erstellen, wie dies im Mandat vom 
November 1970 vorgesehen ist. 
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